
 

2. Dezember 2016 

Papier der AG Gewässerschutz und der AG Biodiversität  

Weiterentwicklung des Konzepts des Forums NAP vom 04. Dezember 2014 zur 

Ausgestaltung von streifenförmigen Ökologischen Vorrangflächen im Rahmen des 

Greening 

Sitzung des Forums Nationaler Aktionsplan zur nachhaltigen Anwendung von 

Pflanzenschutzmitteln am 1. und 2. Dezember 2016 im BMEL in Bonn  

Die beiden Arbeitsgruppen des NAP zum Thema „Pflanzenschutz und Gewässerschutz“ und 

„Pflanzenschutz und Biodiversität“ stellen fest, dass die Maßnahmen im Rahmen des Greening in 

2015 im Hinblick auf die Erreichung der Ziele im Gewässerschutz und der Förderung der 

Biodiversität deutlich hinter den eröffneten Möglichkeiten zurückgeblieben sind. 

Hemmnisse waren: 

� Unsicherheiten durch das EuGH- Urteil zur Definition von Grünland und die Folgen für den 

Ackerstatus von Flächen 

� Unklare Rechtslage über das Greening zum Zeitpunkt der Wintergetreideaussaat in 2014 

� Behörden und Beratung haben in einigen Bundesländern aus Gründen der Kontrollierbarkeit 

und möglicher Sanktionsrisiken von der Anlage von Puffer- und Randstreifen abgeraten. 

Die beiden Arbeitsgruppen erwarten, dass die politischen Entscheidungsträger darauf Einfluss 

nehmen, die Hemmnisse für die Anlage von streifenförmigen ökologischen Vorrangflächen im 

Rahmen des Greening auszuräumen. 

Im Einzelnen sollte Folgendes geschehen bzw. festgelegt werden: 

� Rechtssichere Klarstellung, dass Maßnahmen im Sinne der Umwelt wie z. B. die Anlage von 

Puffer- und Randstreifen nicht zum Verlust des Ackerstatus führen. Dazu sind ggfs. gesetzliche 

Grundlagen zu ändern. 

� Die Regularien für die Kontrolle auf EU-Ebene sind zu verändern, um sie praktikabler und 

flexibler zu machen (z. B. sind die Flächen- und Formtoleranzen an die Möglichkeiten der 

Praxis anzupassen). Die Sorge um Kontrollierbarkeit darf sinnvolle Maßnahmen nicht 

gefährden. 

� Bei Puffer-, Feld- und Waldrandstreifen sollten Vorgaben hinsichtlich Größe und 

Bewirtschaftung vereinheitlicht werden. 
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� Generell sollten Anreize zur Durchführung von Maßnahmen geschaffen werden, die für die 

Verbesserung der Biodiversität und des Gewässerschutzes von besonderem Wert sind. 

� Spezifische Beratungsangebote zur Verbesserung der Biodiversität und des Gewässerschutzes 

sollten besonders gefördert werden. 

� Bürokratische Hindernisse bei der Umsetzung von ÖVF sollten ausgeräumt werden, z.B. die 

Voranmeldung des Erntetermins für den Leguminosenanbau. 

Hinweise zur Umsetzung von streifenförmigen Ökologischen Vorrangflächen in der 

Landwirtschaft 

� Vorgaben aus dem Zulassungsverfahren (inkl. Bienenschutz) sind zu beachten. Streifenförmige 

Ökologische Vorrangflächen können hinsichtlich ihrer Abstandswirkung hierauf angerechnet 

werden.  

� Darüber hinaus sind keine zusätzlichen Abstände zu Greening-Flächen vorgesehen.  

� Zur Sicherung der ökologischen Wirkung von Feldrand-, Waldrand-, Gewässerrandstreifen ist 

es wünschenswert, 90 % driftreduzierende Technik und Randdüsen entlang der Streifen bei 

einer Mindestbreite des Streifens von 6 m einzusetzen (alternativ 75 % Driftminderung bei 15 

m Streifenbreite). Dies gilt insbesondere für streifenförmige Ökologische Vorrangflächen, auf 

denen Blühmischungen ausgesät wurden. 

Aufwertung von Ökologischen Vorrangflächen 

Die Verwendung ökologischer Vorrangflächen sollte dem Grundsatz folgen, mit der verfügbaren 

Fläche einen maximalen Beitrag für den Schutz der Umwelt sowie der Biologischen Vielfalt der 

Agrarlandschaften zu leisten unter Wahrung der Lebensmittelsicherheit. Dabei sollten vor allem 

Flächen mit einem hohen potentiellen Naturschutzwert verwendet und zielgerichtet bewirtschaftet 

werden.  

Im Rahmen des Greening stellen Landwirte die Fläche als ÖVF zur Verfügung. Die zielbezogene, 

naturschutzfachliche Aufwertung der Ökologischen Vorrangflächen mittels besonderer Begrünung, 

periodisch wiederkehrender Bodenbearbeitung oder differenzierter Schnittregimes der Vegetation ist 

dabei eine zusätzliche und separat zu honorierende Aufgabe, die über Agrarumweltprogramme 

realisiert werden kann. 

Die Aufwertung von ÖVF erfordert:   

� eine motivierende Basisförderung aufwertender Maßnahmen im Rahmen der GAK, 

� eine Kombination von ÖVF mit länderspezifischen Agrarumweltmaßnahmen als Top Up für 

die Bewirtschaftung (in einzelnen Bundesländern bereits Realität). Dies sollte auch in allen 
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übrigen Bundesländern ermöglicht werden. Zum Schutz aufgewerteter Ökologischer 

Vorrangflächen bedarf es einer Harmonisierung der Anforderungen. 

� Konzepte der praktikablen Umsetzung und Administration dieser kleinflächigen, hoch 

wirksamen, aber verwaltungsaufwendigen Maßnahmen.   

Ergänzende Anlage: Auswahl an Vorgaben der Kontrollen bzw. für die Bewirtschaftung, die 

die Anlage von Puffer- und Randstreifen erschweren: 

� Unterschiedliche Vorgaben für die maximale Breite; 

� Unterschiedliche Vorgaben zur Nutzbarkeit von Wald-/Puffer- bzw. Feldrandstreifen; 

� Zu geringe Toleranz verursachen eine Abwertung des Streifens bei Überschreitung der 

Mindestbreite; 

� Unsicherheit über mäandrierende Gewässerrandstreifen und Möglichkeit der Begradigung der 

ÖVF-Flächen; 

� Flächenangaben beim GAP-Antrag müssen sehr genau sein (ha-Angaben mit drei Stellen hinter 

dem Komma);  

Große Risiken für Abweichungen der Angaben der Landwirte im Antrag (per Hand 

vorgenommene Einzeichnung von Streifen) und der Aussaat auf dem Feld gegenüber der 

Kontrolle (1. über Fernerkundung per Satellit, 2. Vor-Ort-Kontrolle). Erforderliche Genauigkeit 

der Angaben bei GAP-Antrag und Aussaat ist bei Schlagteilungen nur schwer erreichbar. 

Verwendung von ganzen Schlägen als ÖVF für Stilllegung, Brachen oder Leguminosen 

reduzieren Kontroll- und Sanktionsrisiken, da die Flächengrößen im Antrag bereits vorgegeben 

sind; 

� Lange Bearbeitungsruhe der Streifen vom 1.4. bis 30.6. behindert die Anlage von Blühstreifen 

(späte Saat oder Nachsaat nicht möglich); 

� Feldstreifen als Streifen innerhalb des Schlages, bspw. auch als Bejagungsschneise, erfordert 

Bildung von zwei Schlägen im GAP-Antrag; 

� Schwierigkeiten bei der Gewässerunterhaltung 



Stand: 2. Dezember 2016 

  

Anlage „Standpunkt der Vertreter des Ökologischen Landbaus“  

Kommentar BÖLW / Bioland 

Nach dem die von den Vertretern des Ökologischen Landbaus eingebrachten Änderungsvorschläge 

in der AG Biodiversität und Pflanzenschutz keinen Konsens gefunden haben, können wir dem Text 

aus folgenden Gründen nicht zustimmen: 

� Forderungen sind teilweise nicht konkretisiert („gesetzliche Grundlagen ändern“) und/oder nicht 

addressiert (es bleibt unklar, welche Akteure welche Maßnahmen umsetzen sollen) 

� Das Papier nimmt auf die in aktuellen wissenschaftlichen Studien identifizierte Problematik des 

Transports von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen z. B. aus Beizmitteln in benachbarte 

Randstrukturen keine Rücksicht, obwohl diese Verfrachtung dazu führen könnte, dass diese 

Strukturen zu einer weiteren Reduzierung der Biodiversität beitragen können (Prinzip des „attract 

& kill“) 

� Das Papier fordert an mehreren Stellen zusätzliche Förderprogramme im Rahmen der 

Agrarumweltmaßnahmen. Damit wird die ursprüngliche Logik des Greening konterkariert, 

wonach eine Qualifizierung der Förderung in der ersten Säule der EU-Agrarförderpolitik so 

positive Auswirkungen haben werde, dass damit die deutlich niedrigere Zuweisung von 

Fördermitteln in die zweite Säule auf europäischer und nationaler Ebene und damit u. a. in 

Agrarumweltmaßnahmen gerechtfertigt sei.  

� Die Forderung nach zusätzlichen Fördermaßnahmen im Rahmen der Agrarumweltprogramme der 

Länder ist angesichts der schon heute offensichtlich unzureichenden Ressourcenausstattung 

dieser Programme ohne eine ergänzende Forderung nach Aufstockung der Fördermittel in der 

zweiten Säule nicht seriös. So können aufgrund fehlender Finanzmittel bestimmte geplante 

Agrarumweltmaßnahmen derzeit in vielen Bundesländern nicht angeboten werden. Einige Länder 

konnten zum Beispiel die zahlreichen Anträge auf „vielfältige Fruchtfolge“ nicht bedienen, die u. 

a. einen Beitrag zur Reduzierung des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln hätten leisten können. 

Der Vorschlag einer ergänzenden Forderung um eine entsprechende Mittelaufstockung fand  in 

der AG Biodiversität und Pflanzenschutz keinen Konsens.  

� Wer innerhalb der ökologischen Vorrangflächen Brachen und Randstreifen fördern wollte, der 

sollte zunächst mit dem Zwischenfruchtanbau diejenige Option streichen, die ökonomisch derzeit 

die höchste Vorzüglichkeit besitzt. Dies hätte den größten Effekt zur Steigerung der 

Flächenanteile von Brachen und Randstreifen im Rahmen des Greenings. Auch hierzu konnte in 

der AG Biodiversität und Pflanzenschutz kein Konsens erzielt werden. 

(Ergänzung der Geschäftsstelle NAP: Die Diskussion des AG-Papieres wurde auf der 
Forumssitzung im Dezember 2016 begonnen und in der Sitzung der NAP AG „Pflanzenschutz und 
Biodiversität“ am 30. März 2017 fortgesetzt, ohne dass ein Konsens erzielt werden konnte. Als 
Ergebnis der Diskussion, wurden die Kritikpunkte von BÖLW und Bioland in schriftlicher Form 
geliefert und dem Papier angefügt.) 


